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Die Position der TK

Krankenhausversorgung in Bremen
zukunftssicher gestalten

Das Land Bremen verfligt Gber eine hochwertige Krankenhausversorgung. Dies wurde nur er-
reicht, weil sich die 14 Kliniken im Land auf neue Entwicklungen eingestellt haben. Dennoch ist die
Zukunft der Krankenh&user eines der meistdiskutierten Themen in Bremen und Bremerhaven.

Die gesetzliche Krankenversicherung finanziert in Bremen den grof3ten Teil aller Krankenhausleis-
tungen. Allein die TK hat im Jahr 2021 fur ihre Versicherten mit Wohnsitz in Bremen tber 66 Millio-
nen Euro fir stationdre Versorgung ausgegeben.

Um die kinftigen Herausforderungen — etwa durch eine alternde Gesellschaft, Personalmangel
oder auch die Dynamik des medizinisch-wissenschaftlichen Fortschritts — zu bewaltigen, sind Kon-
zepte erforderlich, die Versorgungsqualitat in den Mittelpunkt stellen, eine gestufte, bedarfsge-
rechte und an Qualitatskriterien ausgerichtete Krankenhausplanung vorsehen sowie gezielt ambu-
lante und stationdre Angebote sinnvoll miteinander verzahnen. Eine hohe medizinische und pflege-
rische Versorgungsqualitat hat den Vorrang vor allen anderen Uberlegungen.

Bessere Qualitat durch Spezialisierung

Erfahrung und Routine in der medizinischen Versorgung verbessern die Behandlungsergebnisse.
Trotzdem belegen Beispiele auch, dass es bei der Versorgung Qualitatsmangel gibt. So wurden
etwa 2018 bundesweit 9,5 Prozent der Herzinfarktpatientinnen und -patienten in einer Klinik ver-
sorgt, die nicht Gber einen Linksherzkatheter und die Erfahrung aus mindestens zehn Eingriffen
einer perkutanen coronaren Intervention (PCI), einem Verfahren zur Erweiterung verengter Herz-
kranzgefal3e, pro Jahr verfugt.

Es wird hochste Zeit, dass die Krankenhauslandschaft in Deutschland, aber auch in Bremen ange-
passt wird. Denn Patientinnen und Patienten erwarten eine hochwertige und sichere Versorgung
im Krankenhaus. Gerade deshalb ist es hotwendig, spezialisierte Leistungsbereiche in Zentren zu
bindeln. Bei schweren Erkrankungen, die eine sehr hohen Behandlungskompetenz bendétigen,

z. B. in der Neurochirurgie oder Neonatologie, sollten die Patientinnen und Patienten nur in spezia-
lisierte Hauser stationar aufgenommen werden. Dazu miissen die Vorgaben zu Mindestmengen
konsequent eingehalten werden. Diese spezialisierten Kliniken haben mehr Erfahrungen mit kom-
plizierten Eingriffen und umfangreichen Behandlungen. Zudem kénnen uberflissige Kapazitaten in
der Krankenhauslandschaft abgebaut und Patientinnen und Patienten in spezialisierten Kranken-
hausern besser versorgt werden. Wenn Kliniken nachweisen kdnnen, dass sie Patientinnen und
Patienten besonders effektiv und mit deutlich Gberdurchschnittlichen Ergebnissen behandelt ha-
ben, sollte sich dies auch in der Finanzierung niederschlagen.

Krankenhausplanung: bedarfs- und patientenorientiert

Bereits seit 2018 schreibt das Bundesland Bremen den Krankenhausplan fort und zementiert damit
die aktuelle Versorgungsstruktur. Eine Diskussion tber die Weiterentwicklung der stationéren Ver-
sorgungsstrukturen findet zwar statt, doch ist die Anpassung an die tatséchlichen Bedarfe bislang
unzureichend. Im Fokus der Veranderung sollte die aktuelle Bettenplanung stehen, die durch eine
bedarfsgerechte und qualitatsorientierte Planung auf Basis bundeseinheitlich-definierter Level und
Leistungsgruppen ersetzt werden sollte.
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Anders als im landlichen Raum kann in Bremen nicht von einem Versorgungsmangel gesprochen
werden. Vielmehr fiihren die fehlende Abstimmung der Angebote und der Wettbewerb um mdag-
lichst hohe Erlése dazu, dass die medizinische Versorgung nicht konsequent am Interesse und Be-
darf der Patientinnen und Patienten ausgerichtet ist sowie der Fachkraftemangel verscharft wird.
Dieser Kreislauf kann nur mit einer besseren Krankenhausplanung und neuen Finanzierungsme-
thoden durchbrochen werden. Die Berlcksichtigung von Vorhaltekosten ist unbestritten. Die Abfi-
nanzierung sollte tber bereits erprobte Wege erfolgen: analog zur leistungsbezogenen Abfinanzie-
rung des Pflegebudgets. Im Interesse der Patientinnen und Patienten muss der Wettbewerb um
die beste Qualitat der Leistungen im Vordergrund stehen und nicht das Konkurrieren um die lukra-
tivsten Leistungen. Bei der Neuaufstellung des Krankenhausplans sind diese Aspekte aus Sicht
der TK konsequent zu bertcksichtigen. Die TK fordert daher eine Planung mit Orientierung an
Uberprufbaren Struktur- und Qualitdtsmerkmalen, den Abbau von nicht notwendigen Doppelvorhal-
tungen und die Einbeziehung des weiteren Ambulantisierungspotentials. Das hcb-Gutachten zur
Krankenhausversorgung 2030 im Land Bremen dient dabei als gute Grundlage fur den weiteren
Diskussionsprozess.

Leider bertcksichtigt die Organisation der Krankenhausversorgung zu wenig die Bedeutung der
Krankenh&auser des Landes Bremen Uber die Landesgrenzen hinaus. Obwohl Bremen auch fr
Niedersachsen eine zentrale Rolle bei der Krankenhausversorgung spielt, erstellen beide Bundes-
l&ander, unabhangig voneinander, einen eigenen Krankenhausplan. Die Patienteninnen und Patien-
ten richten sich aber nicht nach Landesgrenzen: Einige Fachabteilungen im Land Bremen haben
einen Uber funfzigprozentigen Anteil von Patienten aus Niedersachsen. Hierzu gehdren Spezialdis-
ziplinen wie die Rheumatologie, Kardiologie, Padiatrie und Augenheilkunde.

Bremen und Niedersachsen sollten in Zukunft die Krankenhausplanung enger miteinander verzah-
nen. Dies gilt insbesondere fir die Planung hochspezialisierter Leistungen, bei denen erwiesen ist,
dass eine Konzentration auf wenige Zentren die Versorgungsqualitat steigert.

Die Krankenh&user in Bremerhaven und Bremen schneiden beim Reifegrad der Digitalisierung im
Bundesvergleich schlecht ab. Von hundert méglichen Punkten erreichen sie bisher im Mittel 28,8
Punkte in der Evaluierung, die das Konsortium DigitalRadar Krankenhaus im Auftrag des Bundes-
gesundheitsministeriums durchgefiihrt hat. Der Bundesschnitt Gber alle 1.624 teilnehmenden Kran-
kenhauser liegt bei 33,3 Punkten. Bundesweiter Spitzenreiter ist derzeit Berlin mit 37,4 Punkten.

Zu einer Reform der Krankenhausstrukturen gehort also auch eine konsequent fortgefiihrte Digita-
lisierung der Krankenh&user. Sie muss ein elementarer Bestandteil der von Bund und L&ndern an-
gestrebten Beratungen zur Zukunft der stationdren Versorgung sein. Der Gesetzgeber hat mit der
Telematikinfrastruktur und der verpflichtenden Einfihrung der elektronischen Patientenakte (ePA)
bereits einen wichtigen Grundstein fur die Digitalisierung in der stationaren Versorgung gelegt. Bis-
her war dieser Prozess jedoch auf die innere Systemlandschaft der Krankenh&user beschrénkt.
Um Insellésungen und Heterogenitat in der IT-Infrastruktur abzubauen beziehungsweise zu ver-
meiden, ist es notwendig, diese interoperabel zu gestalten. Hier wurde mit dem Krankenhauszu-
kunftsfonds ein weiterer Impuls gesetzt.

Der Krankenhauszukunftsfonds umfasst ein Fordervolumen von insgesamt 4,3 Milliarden Euro -
drei Milliarden vom Bund und 1,3 Milliarden von den Landern. Ziel dieses Fonds ist vor allem die
Verbesserung der digitalen Infrastruktur der Krankenhauser. Es konnten Antrage in bis zu elf For-
dertatbestanden gestellt werden. Die Kliniken in Bremen und Bremerhaven haben insgesamt 40
Antrage gestellt. EIf der Antréage betrafen die digitale Dokumentation. Insgesamt erhielten die Klin-
ken Forderzusagen von tber 40 Millionen Euro, davon knapp 28 Millionen aus Bundesmitteln.

Aus Sicht der TK braucht eine kundenorientierte Versorgung deutlich mehr Qualitat, Effizienz und
Préazision - und deutlich weniger systembedingte Reibungsverluste. Dabei ist die Digitalisierung ein
Schlisselfaktor, etwa Giber einen breiten und konsequenten Einsatz der ePA. Um die Mdglichkei-
ten der Digitalisierung nutzen zu kénnen, missen Datenschutz und Patienteninteressen
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miteinander in Einklang gebracht werden. Nur so lasst sich Qualitat messen, Forschung voranbrin-
gen und die individuelle Behandlung jedes einzelnen Patienten optimieren.

Die Krankenhausinvestitionen sind Landersache und fallen seit Jahren systematisch zu gering aus,
weshalb die Hauser den Erhalt des Bestands und die Errichtung neuer Infrastruktur aus den Fall-
pauschalen querfinanzieren, die sie bei den Krankenkassen fiir die Behandlungen der Patientinnen
und Patienten abrechnen.

Die Verhandlungsgruppe Pflege und Gesundheit der Koalitionsverhandlungen plante zwischenzeit-
lich, Mittel fur die Investitionsforderung durch den Bund fur jene Bundeslander bereitzustellen, die
eine reformierte Krankenhausplanung auch tatsachlich umsetzen. Dies wére ein Erfolg verspre-
chender Weg gewesen, der allerdings den Bundeshaushalt belastet hétte. Auch die Regierungs-
kommission fir eine moderne und bedarfsgerechte Krankenhausversorgung hat die seit Jahren
angemahnte Reform der Investitionsfinanzierung erneut auf spater verschoben. Dies ist jedoch
eine der wichtigsten Voraussetzungen fur eine nachhaltige Krankenhausreform und muss dringend
auf die Tagesordnung. Das Land Bremen kénnte hier — auch im Verbund mit anderen Bundeslan-
dern — dieses Thema aufgreifen und schnelle Ergebnisse anmahnen.

In Bremen hat sich im Laufe der Jahrzehnte ein leistungsfahiges Gesundheitssystem entwickelt,
das der gesamten Bevolkerung Zugang zu einer qualitativ hochwertigen medizinischen Versor-
gung ermdglicht. Unstrittig ist, dass die Forderung der Qualitat ein zentrales Anliegen der Kranken-
hauspolitik bleiben muss. Bisher sind die Kliniken jedoch nur verpflichtet, regelméaRig Qualitatsda-
ten zu verdffentlichen. Diese Berichte sind fiir die Patienten aber meist schwer verstandlich. Fir
planbare Eingriffe im Krankenhaus erwarten miindige Patienten relevante und verstandliche Infor-
mationen, um die in ihrer Situation optimale Klinik auswéhlen zu kénnen.

Bei der Suche nach Antworten vertrauen viele Patienten oft auf den Rat ihres Arztes oder eines
guten Freundes. Aber auch verstandlich aufbereitete Informationen im Internet kénnen bei der Ent-
scheidung helfen. Ein Beispiel dafiir ist der Bremer Krankenhausspiegel, der unter anderem auf
den jahrlich erscheinenden Qualitatsberichten der Krankenh&user beruht.

Alle 14 Kliniken in Bremen und Bremerhaven veréffentlichen gemeinsam im Bremer Krankenhaus-
spiegel ihre medizinische Behandlungsqualitét. Die Qualitatsergebnisse werden mit Hilfe von Bal-
kenschaubildern visualisiert und durch laienversténdliche Texte erlautert. Hier hebt sich der Kran-
kenhausspiegel Bremen positiv von anderen Internetportalen ab. Die TK ist die einzig beteiligte
Krankenkasse und leistet damit schon heute einen Beitrag zur Qualitatstransparenz.

Am haufigsten informieren sich die Menschen in der Onlineversion tber die Ergebnisse der Quali-
tatsprifung zu 18 besonders haufigen oder komplizierten Behandlungen wie zum Beispiel Operati-
onen am Herzen oder Hift- und Kniegelenksoperationen.

Die Patienten haben ein Recht darauf, zu erfahren, wo sie eine besonders gute Versorgung erhal-
ten kdnnen. Dies erfordert mehr Transparenz Uber die Leistungsfahigkeit der verschiedenen Kran-
kenh&auser. Voraussetzung hierfir ist die Entwicklung eines einheitlich akzeptierten Qualitatsstan-
dards. Diese Aufgabe kommt dem Institut fiir Qualitatssicherung und Transparenz im Gesundheits-
wesen (IQTIG) zu.

Techniker Krankenkasse
Landesvertretung Bremen

Am Wall 136-137, 28195 Bremen
Tel. 04 21 - 30 50 54-01,
Sabrina.Jacob@tk.de

Position der Techniker Krankenkasse, Januar 2023 | 3



	Die Position der TK
	Krankenhausversorgung in Bremen zukunftssicher gestalten
	Bessere Qualität durch Spezialisierung
	Krankenhausplanung: bedarfs- und patientenorientiert
	Krankenhausversorgung länderübergreifend planen
	Krankenhäuser konsequent und durchgängig digitalisieren
	Krankenhausinvestitionen
	Krankenhausqualität konsequent transparent für den Patienten machen





